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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen,

I. zu berichten,

    1. welche Schlussfolgerungen sie aus dem Gutachten zur Bestimmung der Pro-
Kopf-Kosten der Ausbildung an öffentlichen Schulen für Physiotherapie
und Logopädie in Baden-Württemberg (vgl. Schreiben von Frau Staats -
sekretärin im Ministerium für Soziales und Integration vom 26. August
2016, Az: 34-5419.1-001/4) für die Bemessung der Privatschulförderung
ziehen wird;

    2. welche generellen Strukturunterschiede, d. h. räumlich, sächlich und perso-
nell, sie zwischen Schulen für Gesundheitsberufe sowie allgemeinbildenden
Schulen – auch im Hinblick auf die Privatschulförderung – sieht;

    3. welche Auswirkungen sie von der in jüngster Zeit eingetretenen Ausbil-
dungsmöglichkeit zum Physiotherapeuten an öffentlichen Schulen ohne ei-
gene Kostenbeteiligung auf die Wettbewerbssituation privater Anbieter er-
wartet;

    4. ob es zutrifft, dass nach einer möglichen Vereinheitlichung der Ausbildung
in den Pflegeberufen die Qualifizierung zum Physiotherapeuten/Ergothera-
peuten/Logopäden die einzigen Ausbildungsgänge mit Eigenbeteiligung im
Bereich der Gesundheitswirtschaft wären;

    5. welche Erkenntnisse ihr über die Entwicklung der offenen Stellen im Ver-
hältnis zu arbeitssuchenden Personen im Bereich der Physiotherapie sowie
im Vergleich zu den Verhältnissen beispielsweise im Bereich der Pflegebe-
rufe – gegliedert nach Bundesländern und Regierungsbezirken – in Baden-
Württemberg vorliegen; 

Antrag

der Abg. Jochen Haußmann u. a. FDP/DVP

und
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    6. ob sie die Herstellung der Schulgeldfreiheit im Bereich der Physiotherapie
als ein geeignetes Instrument zur Erhöhung der Attraktivität des Berufsbilds
sowie Wettbewerbsgleichheit mit öffentlichen Schulen ansehen und dies
über einen Ausgleich bei der Privatschulförderung absichern würde;

    7. wie sie die Befürchtung bewertet, dass bei einer Nichtbeachtung der beson-
deren Kostenstrukturen an Schulen für Physiotherapie und keiner Differen-
zierung beim Sonderungsverbot ein Qualitätsverlust beispielsweise in Ge-
stalt der Absenkung des Schüler-Lehrer-Schlüssels, in der praktischen Aus-
bildung oder bei räumlich sächlichen und personellen Voraussetzungen,
droht;

    8. wie sie einen solchen drohenden Qualitätsverlust vor dem Hintergrund der
allgemeinen Qualitätsbemühungen bewertet;

II. 1. vor Einbringung der Novellierung des Privatschulgesetzes in den Landtag
eine über das schriftliche Verfahren hinausgehende Anhörung der beiden
fachlich berührten Ministerien mit den entsprechenden Verbänden durchzu-
führen;

    2. über diese Anhörungsergebnisse und deren Bewertung dem Landtag geson-
dert zu berichten;

    3. ein Branchenmonitoring zur Fachkräftesituation in den Gesundheitsfach -
berufen zu erstellen; 

    4. auf dieser Basis zielgenaue Maßnahmen zur Fachkräftesicherung zu ent-
wickeln.

19. 12. 2016

Haußmann, Keck, Dr. Timm Kern, Hoher, Dr. Rülke, 
Dr. Goll, Reich-Gutjahr, Dr. Bullinger FDP/DVP

B e g r ü n d u n g

Derzeit ist die Novellierung der Privatschulförderung in Arbeit. Deshalb ist es
von Bedeutung zu erfahren, in welcher Weise die Landesregierung Besonderhei-
ten berücksichtigen wird. Federführend in diesem Verfahren ist das Kultusminis -
terium, fachlich aber ebenso maßgebend das Sozialministerium. Die besondere
Situation der Privatschulen für Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten war
in der vergangenen Legislaturperiode bereits mehrfach Gegenstand von Beratun-
gen (beispielsweise Antrag der Abg. Jochen Haußmann u. a. FDP/DVP „Situation
und Zukunft der beruflichen Qualifikation von Physiotherapeutinnen und Physio-
therapeuten in Baden-Württemberg“, Drucksache 15/5849). Als eine der Folgen
sagte das Sozialministerium zu, ein Gutachten zur Bestimmung der Pro-Kopf-
 Kosten der Ausbildung an öffentlichen Schulen für Physiotherapie und Logopädie
in Baden-Württemberg einzuholen. Sinn und Zweck ist es, hieraus Besonderhei-
ten abzuleiten und diesen bei der Bestimmung der Förderung Rechnung zu tragen. 
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S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 10. Februar 2017 Nr. 34-0141.5/138 nimmt das Ministerium
für Soziales und Integration im Einvernehmen mit dem Ministerium für Kultus,
Jugend und Sport sowie dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst
zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen,

I. zu berichten,

1. welche Schlussfolgerungen sie aus dem Gutachten zur Bestimmung der Pro-
Kopf-Kosten der Ausbildung an öffentlichen Schulen für Physiotherapie und
Logopädie in Baden-Württemberg (vgl. Schreiben von Frau Staatssekretärin
im Ministerium für Soziales und Integration vom 26. August 2016, Az: 34-
5419.1-001/4) für die Bemessung der Privatschulförderung ziehen wird;

Die Forschungsexpertise zur Bestimmung der Pro-Kopf-Kosten der Ausbildung
an öffentlichen Schulen für Physiotherapie und Logopädie in Baden-Württem-
berg, die noch vom damaligen Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie,
Frauen und Senioren in Auftrag gegeben worden war, kommt zu dem Ergebnis,
dass die Kosten für einen Auszubildenden im Jahr 2015 an öffentlichen Schulen
für Physiotherapie ca. 9.250 Euro und für öffentliche Schulen für Logopädie ca.
11.900 Euro pro Jahr betragen haben. Demgegenüber belief sich der für 2015 gel-
tende und bei der Förderung der Schulen für Physiotherapie und für Logopädie in
freier Trägerschaft (Ersatzschulen) zugrunde gelegte durchschnittliche Kopfsatz
„Berufskolleg übrige“ auf 5.317 Euro.

Bereits in den vergangenen Jahren konnten deutliche Verbesserungen bei der Pri-
vatschulförderung erreicht werden. Es wurden erhebliche finanzielle Anstrengun-
gen unternommen, um den Kostendeckungsgrad zu verbessern. Im Übrigen wird
auf die Antwort zu Ziffer 6 verwiesen.

2. welche generellen Strukturunterschiede, d. h. räumlich, sächlich und personell,
sie zwischen Schulen für Gesundheitsberufe sowie allgemeinbildenden Schulen
– auch im Hinblick auf die Privatschulförderung – sieht;

Ein Vergleich der räumlichen, sächlichen und personellen Bedingungen der Schu-
len für Gesundheitsberufe und der allgemeinbildenden Schulen ist im Hinblick
auf die Privatschulförderung nicht erforderlich. Für die Feststellung der Förder-
höhe je Schüler (Kopfsätze) orientiert sich das Land an den Kosten der entspre-
chenden öffentlichen Schulen. Die tatsächlich bei den privaten Schulträgern ent-
stehenden Kosten sind für solche Berechnungen nicht relevant. Hierauf hat bereits
der Rechnungshof Baden-Württemberg in seiner Denkschrift 2012, Beitrag Nr. 14
(Landtagsdrucksache 15/1914), hingewiesen.

Unterschiedliche Bedingungen werden je nach Schulart durch unterschiedliche
Zuschusshöhen nach § 18 Absatz 2 Buchst. a) bis m) Privatschulgesetz (PSchG) –
ausgedrückt als unterschiedliche Prozentsätze des Endgrundgehalts der Besol-
dungsgruppe des Eingangsamtes für beamtete Lehrkräfte an Grund-, Haupt- und
Realschulen bzw. des ersten Beförderungsamtes für beamtete Lehrkräfte des
höheren Dienstes an Gymnasien und an beruflichen Schulen – entsprechend be -
rücksichtigt.

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1240

4

3. welche Auswirkungen sie von der in jüngster Zeit eingetretenen Ausbildungs-
möglichkeit zum Physiotherapeuten an öffentlichen Schulen ohne eigene Kos -
tenbeteiligung auf die Wettbewerbssituation privater Anbieter erwartet;

Durch die Abschaffung des Schulgeldes an den beiden öffentlichen Schulen für
Physiotherapie der Unikliniken Freiburg und Heidelberg sind bisher keine negati-
ven Auswirkungen für die Schulen für Physiotherapie in privater Trägerschaft er-
kennbar und auch in Zukunft nicht zu erwarten. Vielmehr ist zu beobachten, dass
private Träger, die bisher noch keine Physiotherapieausbildung in ihrem Schul -
angebot hatten, diese Ausbildung seit 2015 neu anbieten bzw. voraussichtlich ab
2017 anbieten wollen.

4. ob es zutrifft, dass nach einer möglichen Vereinheitlichung der Ausbildung in
den Pflegeberufen die Qualifizierung zum Physiotherapeuten/Ergotherapeuten/
Logopäden die einzigen Ausbildungsgänge mit Eigenbeteiligung im Bereich
der Gesundheitswirtschaft wären;

In den Pflegeberufen werden bereits heute, unabhängig von der geplanten Ände-
rung und Zusammenlegung der Pflegeberufe, keine Schulgelder erhoben.

5. welche Erkenntnisse ihr über die Entwicklung der offenen Stellen im Verhältnis
zu arbeitssuchenden Personen im Bereich der Physiotherapie sowie im Ver-
gleich zu den Verhältnissen beispielsweise im Bereich der Pflegeberufe – ge-
gliedert nach Bundesländern und Regierungsbezirken – in Baden-Württemberg
vorliegen;

Die Regionaldirektion Baden-Württemberg der Bundesagentur für Arbeit (BA)
hat zu dieser Frage eine Sonderauswertung vom Statistik-Service Südwest der BA
für Baden-Württemberg insgesamt und bezogen auf die vier Regierungsbezirke
für die Jahre 2010 bis 2016 erstellen lassen (s. Anlage). Dabei wird die Entwick-
lung der arbeitsuchenden Personen, der arbeitslos gemeldeten Personen und der
gemeldeten offenen Arbeitsstellen dargestellt. Hinsichtlich der beiden Spalten
„Asu“ (Arbeitsuchende) und „Alo“ (Arbeitslose) ist zu beachten, dass die ausge-
wiesenen „Arbeitslosen“ eine Teilmenge der „Arbeitsuchenden“ sind. Bei den
Angaben handelt es sich um Jahresdurchschnittszahlen.

Ergänzend zu der Sonderauswertung teilt die Regionaldirektion Baden-Württem-
berg der BA mit, dass seit 2010 immer weniger Bewerber und Bewerberinnen, 
d. h. Arbeitsuchende (Arbeitslose und Nicht-Arbeitslose), die bei den Agenturen
für Arbeit (AA) und den Jobcentern (JC) gemeldet sind, den bei den Agenturen
gemeldeten offenen Stellen – bei diesen ist über die Jahre hinweg ein deutlicher
Anstieg zu verzeichnen – gegenüberstehen. Besonders deutlich ist die Situation in
den Regierungsbezirken Stuttgart, Karlsruhe und Tübingen, in denen seit 2015 bei
den Physiotherapeuten auf Spezialistenebene (Mehrheit der Bewerber/Bewerbe-
rinnen und Stellen) mittlerweile mehr Stellen als Bewerber/Bewerberinnen ge-
meldet sind.

Für das Bundesgebiet wird in der BA-Statistik/Arbeitsmarktberichterstattung,
 Dezember 2016, Blickpunkt Arbeitsmarkt – Fachkräfteengpassanalyse unter Zif-
fer 3.3 der Analyse festgestellt, dass sich in einigen Gesundheits- und Pflegeberu-
fen (Gesundheits- und Krankenpflege sowie Altenpflege) weiterhin (wie auch be-
reits 2015) in nahezu allen Bundesländern deutliche Engpässe zeigen und nun
auch im Bereich der Physiotherapie ein Fachkräftemangel feststellbar ist, wie die
nachfolgende Karte zeigt: 
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Der Link zur Engpassanalyse 2016 für weitergehende Informationen insbeson -
dere auch zu den Berufsgruppen der Gesundheits- und Krankenpflege sowie der
Altenpflege lautet: https://statistik.arbeitsagentur.de/
Statischer-Content/Arbeitsmarktberichte/Fachkraeftebedarf-Stellen/
Fachkraefte/BA-FK-Engpassanalyse-2016-12.pdf
Die Bundesländer, die ein Branchenmonitoring durchführen (Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz), verzeichnen für die Bereiche der Physiotherapie und der Pfle-
geberufe (ohne landesrechtlich geregelte Helferberufe) ebenfalls eine steigende
Nachfrage. Die Entwicklung der arbeitssuchenden Personen zu den offenen Stel-
len im Einzelnen:



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1240

6

*  Angebot = Arbeitssuchende (incl. Arbeitslose), Ausbildungsabgänger/-innen 
** Nachfrage = setzt sich zusammen aus Sofortbedarf (offene Stellen), Veränderungsbedarf (An-

passungen Stellenkalkulation), Neubedarf (neue Stellen durch neue Einrichtungen bzw. Er-
weiterungen bestehender Einrichtungen) und Ersatzbedarf (quantifiziert das altersbedingte
bzw. temporäre Aussteigerpotenzial) 

*  Angebot = (vermittelbare) Arbeitslose, Absolventen/-innen und für 2015 zusätzlich auch Per-
sonen mit anerkannten ausländischen Abschlüssen 

** Nachfrage = bei den Arbeitgebern wurde abgefragt, welche Stellen im Jahr 2010 bzw. 2015
tatsächlich ausgeschrieben wurden

Von den Bundesländern ohne Branchenmonitoring wurde darauf verwiesen, dass
die Angaben für diese in der BA-Statistik „Arbeitsmarkt nach Berufen“ abrufbar
sind. Der allgemeine Link zu diesen Jahresstatistiken für weitere Informationen
zu sämtlichen Berufen lautet: https://statistik.arbeitsagentur.de/nn_31894/
SiteGlobals/Forms/Rubrikensuche/Rubrikensuche_Suchergebnis_
Form.html?view=processForm&resourceId=210358&input_=&pageLocale=
de&topicId=287986&region=&year_month=201612&year_month.GROUP=
1&search=Suchen

Um die Entwicklung über mehrere Jahre darzustellen, wurden die folgenden An-
gaben für die einzelnen Bundesländer aus der jeweiligen BA-Statistik „Arbeits-
markt nach Berufen“ Dezember 2014, Dezember 2015 und Dezember 2016, mit
dem ausgewiesenen Anforderungsniveau Fachkraft, Spezialist, Experte – ohne
Helfer – entnommen, wobei sich die Auflistung auf diejenigen Berufe beschränkt,
wie sie auch Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz gemeldet haben. Der
Vollständigkeit halber wurden diese beiden Bundesländer nochmals mit aufge-
führt. Ein unmittelbarer Vergleich mit den Ergebnissen des Branchenmonitorings
ist jedoch nicht möglich, da es sich bei der BA-Statistik nur um die Betrachtung
eines einzelnen Monats (wenn auch über insgesamt vier Jahre) handelt, während
beim Branchenmonitoring ein ganzes Jahr (12 Monate im Durchschnitt) betrach-
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tet wird. Bei der BA-Statistik ist außerdem zu beachten, dass bei Berufen, die zu
den „Mangelberufen“ gehören, viele Stellen vermittelt werden, ohne dass die BA
eingeschaltet wird. In den Angaben zum Branchenmonitoring sind diese, je nach
Abfrage, mit enthalten. 

*  Arbeitsuchende sind arbeitslose Arbeitsuchende und nicht-arbeitslose Arbeitsuchende 
** ohne Spezialisierung
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*  Arbeitsuchende sind arbeitslose Arbeitsuchende und nicht-arbeitslose Arbeitsuchende
** ohne Spezialisierung
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*  Arbeitsuchende sind arbeitslose Arbeitsuchende und nicht-arbeitslose Arbeitsuchende
** ohne Spezialisierung
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*  Arbeitsuchende sind arbeitslose Arbeitsuchende und nicht-arbeitslose Arbeitsuchende
** ohne Spezialisierung
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*  Arbeitsuchende sind arbeitslose Arbeitsuchende und nicht-arbeitslose Arbeitsuchende
** ohne Spezialisierung
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*  Arbeitsuchende sind arbeitslose Arbeitsuchende und nicht-arbeitslose Arbeitsuchende
** ohne Spezialisierung
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*  Arbeitsuchende sind arbeitslose Arbeitsuchende und nicht-arbeitslose Arbeitsuchende
** ohne Spezialisierung
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*  Arbeitsuchende sind arbeitslose Arbeitsuchende und nicht-arbeitslose Arbeitsuchende
** ohne Spezialisierung

Die Daten der Sonderauswertung für Baden-Württemberg, die Angaben der Bun-
desländer mit Branchenmonitoring und auch der Vergleich der Monatszahlen
über vier Jahre aller Bundesländer bestätigen die Aussagen der letzten Engpass-
analyse 2016 der BA.
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6. ob sie die Herstellung der Schulgeldfreiheit im Bereich der Physiotherapie als
ein geeignetes Instrument zur Erhöhung der Attraktivität des Berufsbilds sowie
Wettbewerbsgleichheit mit öffentlichen Schulen ansehen und dies über einen
Ausgleich bei der Privatschulförderung absichern würde;

Schulgeldfreiheit im Sinne einer insgesamt für Schüler und Schülerinnen von
Physiotherapieschulen kostenlosen beruflichen schulischen Ausbildung ist nicht
erforderlich. Das Sonderungsverbot des Art. 7 Absatz 4 Satz 3 Grundgesetz lässt
die finanzielle Beteiligung der Eltern und auch der Schüler und Schülerinnen an
der Ausbildung zu, sodass die Entscheidung der öffentlichen Schulen, kein Schul-
geld mehr zu erheben, auf Schulen in freier Trägerschaft nicht Eins-zu-eins über-
tragbar ist.

Bereits in den vergangenen Jahren wurden im Bereich der Privatschulförderung 
u. a. auch für Schulen für Physiotherapie erhebliche finanzielle Anstrengungen
unternommen, um den Kostendeckungsgrad zu verbessern. Neben den Anpassun-
gen der Kopfsätze aufgrund von Besoldungsanhebungen wurden mehrfach auch
strukturelle Anpassungen (für den Kopfsatz „Berufskolleg übrige“, der für Phy-
siotherapieschulen angewandt wird, zum 1. August 2013, 1. August 2014 und 
1. Januar 2016) vorgenommen, die den Kostendeckungsgrad bei allen Schulen in
freier Trägerschaft angehoben haben. Eine strukturelle Anhebung der Privatschul-
förderung für Physiotherapieschulen über das Niveau der übrigen beruflichen
Schulen hinaus ist aufgrund der im Landeshaushalt bestehenden Einspar- und
Konsolidierungszwänge derzeit nicht vorgesehen. 

Im Übrigen ist das Interesse der privaten Schulträger, das Angebot an Physiothe-
rapieschulplätzen in Baden-Württemberg weiter auszubauen, auch unter den aktu-
ellen Gegebenheiten und Bedingungen nach wie vor vorhanden. Das Ministerium
für Soziales und Integration geht daher davon aus, dass die Nachfrage nach den
Ausbildungsplätzen vonseiten künftiger Schüler und Schülerinnen nach wie vor
hoch ist.

Darüber hinaus wird in Baden-Württemberg das Angebot von Studienplätzen in
den Gesundheitsfachberufen, u. a. im Bereich der Physiotherapie, ausgeweitet. Im
Rahmen des Ausbauprogramms „Akademisierung der Gesundheitsfachberufe“
werden durch das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst insgesamt
80 Bachelor- und 15 Masterstudienplätze sowohl an staatlichen wie auch an staat-
lich anerkannten Hochschulen gefördert. Ziel ist hierbei – entsprechend den Emp-
fehlungen des Wissenschaftsrates – ein Anteil von 20 v. H. akademisch ausgebil-
deten Fachkräften.

7. wie sie die Befürchtung bewertet, dass bei einer Nichtbeachtung der besonde-
ren Kostenstrukturen an Schulen für Physiotherapie und keiner Differenzie-
rung beim Sonderungsverbot ein Qualitätsverlust beispielsweise in Gestalt der
Absenkung des Schüler-Lehrer-Schlüssels, in der praktischen Ausbildung oder
bei räumlich sächlichen und personellen Voraussetzungen, droht;

8. wie sie einen solchen drohenden Qualitätsverlust vor dem Hintergrund der all-
gemeinen Qualitätsbemühungen bewertet;

Nach Auffassung der Landesregierung ist die Befürchtung eines Qualitätsverlus -
tes nicht begründet.

Im Rahmen der Genehmigung (§ 4 PSchG) und der staatlichen Anerkennung (§ 10
PSchG) von Ersatzschulen werden die schulischen Rahmenbedingungen (Schul-
leitung, Lehrkräfte, Unterrichtsräume, Klassengröße unter Berücksichtigung der
räumlichen Gegebenheiten usw.) von der oberen Schulbehörde geprüft und zuge-
lassen. Veränderungen, z. B. Absenkung des Schüler-Lehrer-Schlüssels, sind mit
der zuständigen oberen Schulbehörde zu klären. Wenn die Gegebenheiten an der
Schule dies zulassen und der Unterricht nach wie vor im Klassenverband und
nicht in Form von Vorlesungen abgehalten wird, kann diese Änderung im Einzel-
fall genehmigt werden. Wird allerdings durch die geplante Veränderung das Aus-
bildungsziel insgesamt gefährdet, sind derartige Änderungen abzulehnen.
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Bei bestehenden Schulen sind Veränderungen, die die Qualität der Ausbildung
betreffen, nur begrenzt umsetzbar, da die Genehmigungen und auch die staatliche
Anerkennung an bestimmte Vorgaben geknüpft wurden, die von den Schulen zu
erfüllen sind. Auch bei privaten Trägern, die eine Physiotherapieschule neu eröff-
nen, muss im Rahmen der Genehmigung und i. d. R. drei Jahre danach spätestens
bei der Entscheidung über die staatliche Anerkennung geprüft werden, ob die Ge-
gebenheiten an der Schule so sind, dass das Ausbildungsziel nicht gefährdet wird.

II.

1. vor Einbringung der Novellierung des Privatschulgesetzes in den Landtag eine
über das schriftliche Verfahren hinausgehende Anhörung der beiden fachlich
berührten Ministerien mit den entsprechenden Verbänden durchzuführen;

2. über diese Anhörungsergebnisse und deren Bewertung dem Landtag gesondert
zu berichten;

Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport wird zu gegebener Zeit in Abstim-
mung mit den weiteren berührten Ressorts klären, welche Gremien und Verbände
auf Basis des dann vorliegenden Gesetzentwurfs zur Novellierung des Privat-
schulgesetzes in geeigneter Weise angehört werden. Im Übrigen ist die Arbeitsge-
meinschaft Freier Schulen (AGFS) für das Ministerium für Kultus, Jugend und
Sport auch beim Thema Novellierung der Privatschulfinanzierung ein wichtiger
Ansprechpartner.

3. ein Branchenmonitoring zur Fachkräftesituation in den Gesundheitsfachberu-
fen zu erstellen; 

4. auf dieser Basis zielgenaue Maßnahmen zur Fachkräftesicherung zu ent-
wickeln.

Das Ministerium für Soziales und Integration sieht derzeit keinen Anlass, dauer-
haft ein Branchenmonitoring für alle Gesundheitsfachberufe einzuführen.

Lucha

Minister für Soziales und Integration
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Anlage
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Besonderheit Helfer in der KldB 2010 und im allgemeinen SprachgebrauchBesonderheit Helfer in der KldB 2010 und im allgemeinen Sprachgebrauch

Besonderheit Fachkraft in der KldB 2010 und im allgemeinen Sprachgebrauch

mindestens
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82101: 

83111:

29222: 
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Statistik der Arbeitslosen und Arbeitsuchenden

Stand: 28.06 2016

Methodische Hinweise - Statistik der Arbeitslosen und Arbeitsuchenden
Definition

Arbeitsuchende sind Personen, die 
◦ eine versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende Beschäftigung als Arbeitnehmer/in suchen,  
◦ sich wegen der Vermittlung in ein entsprechendes Beschäftigungsverhältnis bei einer Agentur für Arbeit oder einem  
Jobcenter gemeldet haben

◦ die angestrebte Tätigkeit ausüben können und dürfen.
Dies gilt auch, wenn sie bereits eine Beschäftigung oder eine selbständige Tätigkeit ausüben (§ 15 Sozialgesetzbuch Drittes 
Buch - SGB III). 
Bei den Arbeitsuchenden wird zwischen arbeitslosen und nichtarbeitslosen Arbeitsuchenden unterschieden.

Arbeitslose sind Personen, die 
◦ vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsverhältnis stehen oder nur eine weniger als 15 Stunden
wöchentlich umfassende Beschäftigung ausüben,

◦ eine versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende Beschäftigung suchen, 
◦ den Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit oder des Jobcenters zur Verfügung stehen, also
arbeitsfähig und -bereit sind, 

◦ in der Bundesrepublik Deutschland wohnen,
◦ nicht jünger als 15 Jahre sind und die Altersgrenze für den Renteneintritt noch nicht erreicht haben,
◦ sich persönlich bei einer Agentur für Arbeit oder einem Jobcenter arbeitslos gemeldet haben. 

Für Hilfebedürftige nach dem SGB II findet nach § 53a Abs. 1 SGB II die Arbeitslosendefinition des § 16 SGB III sinngemäß 
Anwendung.

Als nichtarbeitslose Arbeitsuchende gelten Arbeitsuchende, die die besonderen, für die Zählung als Arbeitslose geforderten 
Kriterien (z. B. hinsichtlich der Beschäftigungslosigkeit oder der erhöhten Anforderungen an die Verfügbarkeit für die 
Arbeitsvermittlung) nicht erfüllen oder nach gesetzlicher Vorgabe nicht als arbeitslos gelten. 
Somit zählen als nichtarbeitslos arbeitsuchend Personen, die
◦ kurzzeitig (< 6 Wochen) arbeitsunfähig sind,
◦ sich nach § 38 Abs. 1 SGB III frühzeitig arbeitsuchend gemeldet haben,
◦ mehr als geringfügig beschäftigt sind und Arbeitslosengeld II beziehen,
◦ am 2. Arbeitsmarkt beschäftigt sind,
◦ an einer Maßnahme zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung, an beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen oder
anderen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen teilnehmen,

◦ nach § 53a Abs. 2 SGB II nicht als arbeitslos zählen (nach Vollendung des 58. Lebensjahres mindestens für die Dauer
von zwölf Monaten Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende bezogen haben, ohne dass ihnen eine 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung angeboten worden ist) oder

◦ eine Beschäftigung suchen, aber die weiteren Kriterien des § 16 SGB III für die Zählung als Arbeitslose nicht erfüllen,
beispielsweise weil sie bereits eine Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit ausüben.

http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Grundlagen/Glossare/Generische-Publikationen/AST-Glossar-
Gesamtglossar.pdf

http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Grundlagen/Methodenberichte/Arbeitsmarktstatistik/Generische-
Publikationen/Methodenbericht-Integrierte-Arbeitslosenstatistik.pdf

Erleichterter Arbeitslosengeld-II-Bezug (Alg II) für über 58-Jährige (Regelung ist Ende 2007
ausgelaufen).

◦ Januar 2009 - Einführung des § 53a SGB II:
Erwerbsfähige Leistungsbezieher, die nach Vollendung des 58. Lebensjahres mindestens für die Dauer
von zwölf Monaten Leistungen der Grundsicherung erhalten haben, ohne dass ihnen eine
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung angeboten worden ist, gelten als nicht arbeitslos.

◦ Januar 2009 - Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente (§ 16 Abs. 2 SGB III):
Die Teilnahme an allen Maßnahmen nach § 45 SGB III (vor Inkrafttreten der Instrumentenreform 2012
vom 1. April 2012 § 46 SGB III) ist stets als Anwendungsfall des § 16 Abs. 2 SGB III anzusehen und
unabhängig von den konkreten Maßnahmeinhalten und der wöchentlichen Dauer der Inanspruchnahme
des Teilnehmers ist die Arbeitslosigkeit während der Maßnahme zu beenden.

Nähere Informationen zu den verschiedenen gesetzlichen Änderungen und deren Auswirkungen finden Sie im Qualitätsbericht
(Kapitel 6: "Zeitliche und räumliche Vergleichbarkeit", siehe unten stehenden Link).
Darüber hinaus führen Änderungen der operativen Systeme, in den Datenverarbeitungsverfahren, Aktualisierung der Berufs- und
Wirtschaftsklassensystematik zu zeitlichen und räumlichen Einschränkungen bei einzelnen Merkmalen. Nähere Informationen
können Sie den Fußnoten der jeweiligen Statistik oder dem Qualitätsbericht "Statistik der Arbeitslosen und Arbeitsuchenden"

Historie (Auszug)

Im Zeitverlauf haben Änderungen im Sozialrecht sowie in der Organisation der Sozialverwaltungen Einfluss auf die Höhe der
Arbeitslosigkeit. Dies ist bei der Interpretation der Daten zu berücksichtigen. Im Folgenden werden die wichtigsten Änderungen
benannt:

◦ Januar 1986 - Inkrafttreten des § 105c Arbeitsförderungsgesetz (ab Januar 1998: § 428 SGB III):
Erleichterter Arbeitslosengeldbezug (Alg) für über 58-Jährige (Regelung ist Ende 2007 ausgelaufen).

◦ Januar 2004 - Inkrafttreten des § 16 Abs. 2 SGB III:
Teilnehmer an Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik werden ausnahmslos nicht mehr als
arbeitslos gezählt.

◦ Januar 2005 - Einführung des SGB II:
Mit Einführung des SGB II treten neben den Agenturen für Arbeit weitere Akteure (gemeinsame
Einrichtungen und zugelassene kommunale Träger) auf den Arbeitsmarkt, die für die Betreuung von
Arbeitsuchenden zuständig sind. Die Daten zur Arbeitslosigkeit speisen sich daher ab Januar 2005
aus dem IT-Fachverfahren der Bundesagentur für Arbeit (BA), aus als plausibel bewerteten
Datenlieferungen zugelassener kommunaler Träger und, sofern keine plausiblen Daten geliefert
wurden, aus ergänzenden Schätzungen. Ab Berichtsmonat Januar 2007 werden diese Daten integriert
verarbeitet (vorher additiv). Nähere Informationen zur „integrierten Arbeitslosenstatistik“ finden Sie im

sozialversicherungspflichtige Beschäftigung angeboten worden ist) oder
◦ eine Beschäftigung suchen, aber die weiteren Kriterien des § 16 SGB III für die Zählung als Arbeitslose nicht erfüllen,
beispielsweise weil sie bereits eine Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit ausüben.

http://statistik.arbeitsagentur.de/cae/servlet/contentblob/4318/publicationFile/854/Qualitaetsbericht-Statistik-Arbeitslose-
Arbeitsuchende.pdf 

Wirtschaftsklassensystematik zu zeitlichen und räumlichen Einschränkungen bei einzelnen Merkmalen. Nähere Informationen
können Sie den Fußnoten der jeweiligen Statistik oder dem Qualitätsbericht "Statistik der Arbeitslosen und Arbeitsuchenden"
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